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I 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Kleine Anfrage Nr. 255 der Abgeordneten Ollenhauer und Fraktion 
- Nr. 3238 der Drucksachen - Verhandlungen über den Inter- 
zonenhandel 


Zu der Anfrage Nr. 255 der Abgeordneten 
Ollenhauer und Fraktion teile ich folgendes mit: 

Zu Frage 1 : 

Das Interzonenhandelsabkommen (Berliner 
Abkommen) wurde am 20. September 1951 
unter der Voraussetzung unterzeichnet, daß 
der Warenverkehr zwischen dem Bundesge- 
biet und Westberlin ohne Störungen und 
Eingriöe durch sowjetzonale Stellen ver- 
laufen würde. Der Leiter der sowjetzonalen 
Delegation hatte diese Zusicherungen an- 
läßlich der Unterzeichnung des Abkommens 
gegeben. 

Am 31. Oktober 1951, als die Einzelver- 
liandlungen zur Durchführung des Ab- 
kommens praktisch beendet waren und der 
Warenaustausch hätte anlaufen können, er- 
klärte der sowjetzonale Delegationsführer 
plötzlich, daß es ihm nicht mehr erlaubt sei, 
über die Frage des Berlin- Verkehrs mit 
deutschen Instanzen zu verhandeln. Darauf- 
hin wurde das Berliner Abkommen nicht in 
Gang gesetzt. 

Im Januar 1952 ist erneut mit Vertretern 
der Sowjetzone verhandelt worden, um doch 
noch eine angemessene Lösung in den 
Fragen des Berlin- Verkehrs, die noch offen 
geblieben waren, zu erzielen und damit die 
Voraussetzung für eine, wenn auch verspätete, 


Ingangsetzung des Berliner Abkommens zu 
schaffen. In den Verhandlungen kam es zu- 
nächst zu Absprachen in den noch offenen 
Fragen des Berlin-Verkehrs. Es ist den Ver- 
tretern der Sowjetzone aber offenbar nicht 
gelungen, für diese Absprachen die Zu- 
stimmung der sowjetischen Kontrollkommis- 
sion zu erreichen. 

Am 29. Februar 1952 stellte der Leiter der 
so w’ jetzonalen Delegation überraschend zu- 
sätzliche Forderungen für die Bealisierung 
des Berliner Abkommens, erklärte aber gleich- 
zeitig, daß er über Fragen des Berlin-Ver- 
kehrs keine Zusagen machen könnte. Ange- 
sichts dieser negativen Haltung der sowjet- 
zonalen Stellen mußte darauf verzichtet 
werden, das Interzonen-Abkommen in Gang 
zu setzen. 

Zu Frage 2: 

Die Bundesregierung verneint diese Frage, 
da sie bereits am 25. März 1952 der Dele- 
gation der Sowjetzone den Vorschlag ge- 
macht hat, als Zwischenlösung bis zu einer 
künftigen Ingangsetzung des Berliner Ab- 
kommens den Warenverkehr zwischen den 
beiden deutschen Gebieten auf der Grund- 
lagevon Kompensationsvereinbarungen durch- 
zuführen. Die Antwort der sowjetzonalen 
Stellen zu diesem Vorschlag steht noch aus. 


In Vertretung 
m. d. W. d. G. b. 


Westrick 
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